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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 1 3/1 0432 - 

Entwurf eines Gesetzes zu der Änderungsvereinbarung vom 8. Mai 1997 
zum Abkommen vom 5. Mai 1995 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung von Hongkong über den Fluglinienverkehr 

A. Problem 
Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirtschaftlicher 

Betätigung ein erhebliches Hinde rnis für Handel und Investitio-

nen dar. 

B. Lösung 

Durch die vorliegende Änderungsvereinbarung sollen dera rtige 

steuerliche Hindernisse zur Förderung und Vertiefung der Wi rt

-schaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und Hongkong im Bereich des internationalen Luftverkehrs abge-
baut werden. Die Volksrepublik China hat ausdrücklich erklärt, 
daß völkerrechtliche Verträge, bei denen die Volksrepublik China 
nicht Vertragspartei ist, die jedoch in Hongkong umgesetzt sind, 
weiterhin in der Sonderverwaltungsregion Hongkong umgesetzt 

werden. 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung des völkerrechtlichen 
Vertragswerks in nationales Recht nach Artikel 59 Abs. 2 GG. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 
Es wird auf Drucksache 13/10432 verwiesen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 13/10432 - 
anzunehmen. 

Bonn, den 27. Mai 1998 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Lothar Ibrügger 

Der Gesetzentwurf zu der Änderungsvereinbarung 

vom 8. Mai 1997 zum Abkommen vom 5. Mai 1995 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Regierung von Hongkong über 

den Fluglinienverkehr - Drucksache 13/10432 - ist 

vom Deutschen Bundestag in seiner 233. Sitzung 

Bonn, den 27. Mai 1998 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 

vom 30. April 1998 zur alleinigen Beratung an den 
Ausschuß für Verkehr überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner 73. Sitzung 
vom 27. Mai 1998 ohne Aussprache einstimmig be-
schlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, 
der Vorlage zuzustimmen. 


